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Zusammenfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 3 ROG zur 

Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes 2019 

für den Landkreis Wesermarsch 

1. Anlass der Planung 

Der Landkreis Wesermarsch ist als Träger der Regionalplanung gem. § 5 Absatz 1 Niedersächsisches 

Raumordnungsgesetz (NROG) dazu verpflichtet, für seinen Planungsraum (Kreisgebiet) ein Regionales 

Raumordnungsprogramm (RROP) aufzustellen. Dieses besteht aus einer Zeichnerischen Darstellung im 

Maßstab von 1:50.000, einer beschreibenden Darstellung, einer Begründung zu den einzelnen Festle-

gungen sowie einer strategischen Umweltprüfung (SUP). 

Im § 5 Absatz 3 NROG ist dargelegt, dass im RROP die raumordnerischen Ziele und Grundsätze des 

Landesraumordnungsprogrammes (LROP) räumlich konkretisierend zu übernehmen sind. Des Weite-

ren können weitere Ziele und Grundsätze der Raumordnung (Erfordernisse der Raumordnung), sofern 

sie den landesraumordnerischen Vorgaben nicht widersprechen, im RROP festgelegt werden. 

Ziele der Raumordnung stellen gem. § 3 Absatz 1 Nummer 2 Raumordnungsgesetz (ROG) „verbindliche 

Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Regio-

nalplanung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen […] zur Entwick-

lung, Ordnung und Sicherung des Raums“ dar. Sie sind gem. § 4 Raumordnungsgesetz u.a. bei raum-

bedeutsamen Planungen und Maßnahmen (bspw. im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung) zu 

beachten. Grundsätze oder sonstige Erfordernisse der Raumordnung stellen gem. § 3 Absatz 1 Num-

mer 3 ROG „Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als Vorgaben für nachfol-

gende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen“ dar. 

Gemäß § 5 Absatz 7 NROG ist ein RROP nach Ablauf von 10 Jahren nach dessen Inkrafttreten neu auf-

zustellen. Das aktuell noch rechtskräftige RROP stammt aus dem Jahr 2003, zuletzt geändert im Jahr 

2010, so dass das Aufstellungsverfahren gem. § 3 Absatz 1 NROG mit der öffentlichen Bekanntmachung 

der allgemeinen Planungsabsichten am 21. November 2013 erfolgte. Der Planentwurf selbst ist im 

Laufe des Verfahrens öffentlich auszulegen, Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange (TöB) sind 

einzuholen (siehe unten). 

Nach Überarbeitung des Entwurfs durch die Rahmen im Beteiligungsverfahren vorgebrachten Ein-

wände und Anmerkungen ist das RROP gem. § 5 Absatz 5 Satz 1 NROG als Satzung zu beschließen. Die 

Genehmigung erfolgt durch die obere Landesplanungsbehörde (§ 5 Absatz 5 Satz 2 NROG), dem Amt 

für regionale Landesentwicklung Weser-Ems mit Sitz in Oldenburg. 

 

2. Verfahrensablauf und Beteiligungsverfahren 

Das Neuaufstellungsverfahren zum RROP sieht mehrere Verfahrensschritte zur Beteiligung der TöB so-

wie der Öffentlichkeit vor. 

Im Rahmen der öffentlichen Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten konnten die TöB bis 

Ende Februar 2014 ihre Anmerkungen und Planungen dem Träger der Regionalplanung mitteilen, da-

mit diese Belange bereits frühzeitig für den Entwurf berücksichtigt werden konnten. Gleichzeitig wurde 
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vom Kreistag des Landkreises Wesermarsch der Arbeitskreis Regionale Raumordnung aus Vertretern 

der Kreispolitik und der Verwaltung gebildet, um eine fortlaufende Beteiligung der Kreispolitik an den 

jeweiligen Verfahrensständen zu gewährleisten. 

Für die einzelnen Fachkapitel im RROP sind unterschiedliche Fachkonzepte erstellt worden. Um die 

Belange der Landwirtschaft für die regionale Raumordnung darzulegen, ist durch die Landwirtschafts-

kammer Oldenburg-Nord in Zusammenarbeit mit der Kreisverwaltung der Landwirtschaftliche Fach-

beitrag erstellt worden. Neben der dort vorgeschlagenen Gebietskulisse der Vorbehaltsgebiete Land-

wirtschaft (Grundsätze der Raumordnung) enthält der Fachbeitrag für den Textteil des RROPs wichtige 

Hinweise und Grundsätze, die auf den nachfolgenden Planungsebenen zu berücksichtigen sind. 

Für den Bereich des Natur- und Umweltschutzes ist gleichzeitig der Landschaftsrahmenplan erstellt 

und zuletzt im Jahr 2016 durch Kreistag zur Kenntnis genommen wurden. Dieser enthält ebenfalls un-

terschiedliche Vorgaben und Empfehlungen, die in das RROP eingeflossen sind. 

Weitere verwaltungsintern ausgearbeitete Fachkonzepte beschäftigten sich u.a. mit der Siedlungs- 

und Wohnraumentwicklung der kreisangehörigen Kommunen. 

Gleichzeitig ist auf Landesraumordnungsebene das Landesraumordnungsprogramm geändert worden. 

Die aktuelle Fassung stammt vom September 2017. Für den RROP-Entwurf konnten so bereits die ak-

tuellen landesraumordnerischen Vorgaben berücksichtigt und in den Entwurf eingebunden werden. 

Im September 2017 war ein erster Vorentwurf zum RROP fertiggestellt. Dieser ist zur informellen ver-

waltungsinternen Beteiligung an die kreisangehörigen Kommunen mit der Bitte um Stellungnahme bis 

Anfang Dezember 2017 verteilt worden, um nochmals frühzeitig die kommunalen Belange für den Ent-

wurf berücksichtigen zu können. Nach Abgabe und Bewertung der eingegangenen Stellungnahmen ist 

der Entwurf überarbeitet worden und Mitte Dezember 2017 an die Vertreter des Arbeitskreises Regi-

onale Raumordnung zur möglichen Abstimmung mit den jeweiligen Fraktionen verteilt worden. Im An-

schluss daran ist der Entwurf angepasst worden. 

Sowohl die bundes- als auch die landesrechtlichen Vorgaben sehen ein öffentliches Beteiligungsver-

fahren zur Aufstellung des RROPs vor (§ 9 ROG i.V.m. § 3 NROG). Gesetzlich muss mindestens 30 Tage 

öffentlich im Kreishaus ausgelegt werden, die maximale Auslegungsdauer sollte 3 Monate nicht über-

schreiten. Eine Bereitstellung der Plandokumente in das Internet ist ebenfalls gewünscht. Zu dem ei-

gentlichen Auslegungszeitraum sind anschließend weitere 14 Tage den TöBs und der Öffentlichkeit zu 

gewähren, in denen fristgemäß eine Stellungnahme abgegeben werden kann. 

Eine erste Beteiligung zum RROP-Entwurf fand vom 23.04.2018 bis zum 16.07.2018 statt. Die Doku-

mente sind im Internet einsehbar gewesen, gedruckte Papierfassungen lagen im Kreishaus sowie in 

den Rathäusern der Kommunen zu den jeweiligen Öffnungszeiten öffentlich aus. Der Entwurf ist zu-

dem in den einzelnen kommunalen Gremien vorgestellt worden. 

Im Rahmen dieser ersten Beteiligung sind 109 Stellungnahmen mit insgesamt 431 Einwänden und An-

merkungen fristgerecht dem Träger der Regionalplanung eingereicht worden. Infolge der vorgetrage-

nen Einwände und Anmerkungen kam es zu verschiedenen Entwurfsanpassungen, welche insgesamt 

die Grundzüge der Planung berührten und infolge dessen eine erneute Offenlegung nebst Träger- und 

Öffentlichkeitsbeteiligung erforderlich machten. 
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Die wesentlichen Anpassungen erfolgten in den Bereichen Siedlungsentwicklung (Aufnahme neuer 

Standorte zur Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten), Häfen (Entfall des Umschlagplatzes 

Großensiel für eine mögliche Siedlungsentwicklung), der Rohstoffgewinnung Klei (Aufnahme eines 

weiteren Vorranggebietes, Vergrößerung einer bestehenden Festlegung) sowie verschiedene Präzisie-

rungen an landesraumordnerische Vorgaben. 

Die zweite Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung fand hierzu vom 27.03.2019 bis zum 13.05.2019 

statt. Die Planunterlagen wurden abermals im Internet zur Verfügung gestellt, die gedruckte Papier-

fassung lag im Kreishaus zu den Öffnungszeiten aus. In der öffentlichen Bekanntmachung wurde zu-

dem der Hinweis gesetzt, dass die bereits im ersten Beteiligungsverfahren vorgebrachten Einwände 

und Anmerkungen keiner erneuten Vorbringung bedurften. 

Im Anschluss an diesen Verfahrensschritt sind gem. § 3 Absatz 4 Satz 1 NROG die eingebrachten Ein-

wände und Anmerkungen der TöB mit diesen zu erörtern, sofern es sich um Inhalte bezieht, welche 

die Grundzüge der Planungen berühren. § 3 Absatz 4 Satz 2 NROG eröffnet jedoch den Trägern der 

Regionalplanung auch die Möglichkeit, die Öffentlichkeit an diesem Termin teilnehmen zu lassen. Von 

dieser Möglichkeit ist Gebrauch gemacht worden. 

Vor Hintergrund, dass auch ausdrücklich Öffentlichkeit zum Erörterungstermin eingeladen war und um 

auch darüber hinaus jeder vertretenden Stelle genügend Zeit zur Vorbringung und Ergänzung ihrer 

vertretenden Belange einzuräumen, fand ein zweitägiger Erörterungstermin am 26. und 27. Juni 2019 

im Kreishaus statt. Der Termin wurde protokolliert und stellt einen Bestandteil der ordnungsgemäßen 

Abwägung der vorgebrachten Einwände und Anmerkungen dar. 

 

3. Einbeziehung von Umweltbelangen 

Von besonderer Bedeutung für die Umweltprüfung sind die für das RROP maßgeblichen Ziele des Um-

weltschutzes. Die Ziele sowie die den Zielen zugeordnete Kriterien stellen den „roten Faden“ im Um-

weltbericht dar, da sie bei sämtlichen Arbeitsschritten zur Erstellung des Berichts herangezogen wer-

den. Die nachfolgende Tabelle enthält eine zusammenfassende Übersicht der relevanten Ziele des Um-

weltschutzes und der zugeordneten Kriterien. 
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Schutzgüter Ziele des Umweltschutzes  Kriterien 

Menschen / menschli-

che Gesundheit 

 Sicherung und Entwicklung des Erholungswer-

tes von Natur und Landschaft  

(§ 1 BNatSchG, § 1 NWaldLG) 

 Schutz vor schädlichen Auswirkungen auf den 

Menschen durch Lärm, Erschütterungen, elekt-

romagnetische Felder, Strahlung und Licht (§ 1 

BImSchG, § 2 ROG) 

 Schutz vor schädlichen Auswirkungen auf die 

menschliche Gesundheit durch Luftverunreini-

gungen (§ 1 BImSchG, § 2 ROG) 

 Auswirkungen auf die Erholung  

(Bereiche mit besonderer Bedeu-

tung für die landschaftsgebundene 

Erholung; Erholungs- und Kurorte) 

 Auswirkungen auf die Wohnsitua-

tion / Siedlungsbereiche 

Tiere, Pflanzen, Biologi-

sche Vielfalt 

 Schutz wildlebender Tiere, Pflanzen, ihrer Le-

bensstätten und Lebensräume, der biologi-

schen Vielfalt (§§ 1, 23, 24, 25, 26, 28, 29, 30, 

32, 33, 39, 44 BNatSchG i. V. m. §§ 16, 17, 24, 25 

NAGBNatSchG, § 2 ROG) 

 Sicherung sämtlicher Gewässer als Bestandteil 

des Naturhaushaltes und als Lebensraum für 

Tiere und Pflanzen  

(§ 6 WHG, § 1 BNatSchG, § 2 ROG) 

 Schaffung eines Biotopverbundsystems (§ 21 

BNatSchG)  

Auswirkungen auf  

 naturschutzrechtlich geschützte Be-

reiche (Natura 2000, Nationalpark 

„Niedersächsisches Wattenmeer“, 

Naturschutzgebiete) 

 avifaunistisch wertvolle Bereiche 

(Brut- und Rastvögel; Seeadlerhorst 

Neuenfelde; Weißstorchhorste ho-

her Bedeutung (mit potenziellem 

Nahrungshabitat)) 

 wertvolle Bereiche Fauna und Flora  

 Flächen mit landesweiter Bedeu-

tung für den Arten- und Ökosystem-

schutz 

 Moore 

 schutzwürdige Biotope 

 Biotopverbund 

Boden / Fläche  Sparsamer Umgang mit Grund und Boden  

(§ 1 BBodSchG, § 2 ROG) 

 Sicherung der natürlichen Bodenfunktionen so-

wie der Funktion als Archiv der Natur- und Kul-

turgeschichte (§ 1 BBodSchG,  

§ 1 BNatSchG, § 2 ROG) 

 Schädliche Bodenveränderungen sind abzuweh-

ren, der Boden und Altlasten sind zu sanieren (§ 

1 BBodSchG) 

 Flächenverbrauch 

 Auswirkungen auf schutzwürdige 

Böden 

 Auswirkungen auf schutzwürdige 

Geotope 

Wasser  Erreichen eines guten mengenmäßigen und 

chemischen Zustands des Grundwassers (§ 47 

WHG) 

 Erreichen eines guten ökologischen Zustands / 

Potenzials und eines guten chemischen Zu-

stands der Oberflächengewässer  

(§ 27 WHG)  

 Vorbeugung der Entstehung von Hochwasser-

schäden und Schutz von Überschwemmungsge-

bieten (§§ 72-78 WHG,  

§ 1 BNatSchG, § 2 ROG) 

 Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung 

(§§ 50, 51, 52 WHG) 

Auswirkungen auf 

 Überschwemmungsgebiete 

 Bereiche mit besonderer Bedeu-

tung für die Gewässer- und Auen-

entwicklung (WRRL, HWRM-RL) 
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Schutzgüter Ziele des Umweltschutzes  Kriterien 

Klima / Luft  Vermeidung von Beeinträchtigungen der Luft 

und des Klimas (§ 1 BNatSchG, § 1 BImSchG, § 2 

ROG)  

 Räumliche Erfordernisse, die dem Klimaschutz 

als auch der Anpassung an die Folgen des Klima-

wandels Rechnung tragen (§ 2 ROG) 

Auswirkungen auf  

 Bereiche mit besonderer Funktions-

fähigkeit für Klima und Luft  

Landschaft  Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit 

der Landschaft sowie des Erholungswertes (§§ 

1, 26, 27 BNatSchG, i. V. m. §§ 19, 20 NAGB-

NatSchG, § 2 ROG) 

 Bewahrung von Naturlandschaften und histo-

risch gewachsenen Kulturlandschaften vor Ver-

unstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beein-

trächtigungen (§ 1 BNatSchG, § 2 ROG) 

Auswirkungen auf  

 naturschutzrechtlich geschützte Be-

reiche (Landschaftsschutzgebiete) 

 Landschaftsbildeinheiten sehr ho-

her Bedeutung 

 typische und prägende Landschafts-

bildelemente und  

-eigenschaften 

 unzerschnittene verkehrsarme 

Räume (UZVR) 

Kultur- und sonstige 

Sachgüter 

 Schutz der Baudenkmäler, Denkmalbereiche, 

Bodendenkmäler / archäologischen Fundstel-

len, Kulturdenkmäler (§ 1 BNatSchG, § 2 ROG,  

§§ 1 und 2 NDSchG) 

 Bewahrung von historisch gewachsenen Kultur-

landschaften vor Verunstaltung, Zersiedelung 

und sonstigen Beeinträchtigungen (§ 1 

BNatSchG, § 2 ROG) 

Auswirkungen auf  

 regional bedeutsame Kulturland-

schaftselemente 

 historische Kulturlandschaften 

 

Bestandsdarstellungen 

Die Beschreibung und Bewertung des aktuellen Umweltzustands im Geltungsbereich des RROP ein-

schließlich der voraussichtlichen Entwicklung bei Nichtdurchführung der Neuaufstellung des RROP, er-

folgen in Anlehnung an die zu betrachtenden Schutzgüter. Die Darstellungen beziehen sich auf die den 

Schutzgütern zugeordneten relevanten Ziele und Kriterien. Dabei werden auch aktuelle Umweltprob-

leme und bestehende Vorbelastungen berücksichtigt. Bei der Darstellung des Umweltzustandes wird 

im Wesentlichen auf den aktuellen Landschaftsrahmenplan 2016 zurückgegriffen. 

 

Auswirkungsprognose der einzelnen Planfestlegungen (einschließlich der Belange des Netzes Natura 

2000) und Gesamtplanbetrachtung 

Die einzelnen Planinhalte des RROP werden hinsichtlich ihrer Umweltauswirkungen untersucht, wobei 

eine Unterscheidung in Abhängigkeit vom Konkretisierungsgrad der jeweiligen Planfestlegungen sowie 

ihrer Relevanz hinsichtlich voraussichtlich erheblicher Umweltauswirkungen erfolgt. Für allgemeine, 

strategische oder räumlich nicht konkrete Festlegungen bzw. Planfestlegungen mit voraussichtlich po-

sitiven Umweltauswirkungen, sowie Planinhalten, die vorhandene Nutzungen sichern, werden die Um-

weltauswirkungen verbal-argumentativ bewertet. Räumlich hinreichend konkrete sowie raumbedeut-

same Planfestlegungen, die mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-
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gen hervorrufen können, werden entsprechend der Planungsebene vertiefend geprüft. Sie werden in-

nerhalb von einzelnen Prüfbögen entlang der relevanten Umweltziele und Kriterien beschrieben und 

bewertet. Eine vertiefende Prüfung in Form von Prüfbögen erfolgt für die folgenden Planfestlegungen: 

 9 Zentrale Siedlungsgebiete 

 2 Vorbehaltsgebiet industrielle Anlagen und Gewerbe 

 4 Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung (Torf) 

 11 Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung (Klei) 

 2 Vorbehaltsgebiete Hauptverkehrsstraßen und 

 2 Vorbehaltsgebiete Straßen von regionaler Bedeutung 

 16 Vorranggebiete Windenergienutzung 

 1 Vorranggebiet Zu- und Entwässerungskanal 

Für insgesamt 28 dieser Planfestlegungen wurde zur Berücksichtigung der Belange des Netzes Natura 

2000 zudem eine FFH-Vorprüfung durchgeführt, für insgesamt sieben FFH-Gebiete und fünf Vogel-

schutzgebiete, die von den Festlegungen potenziell betroffen sind. 

Für die Gesamtplanbetrachtung im Zuge der Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungs-pro-

gramms Wesermarsch wird eine überschlägige tabellarische Zusammenschau der Umweltauswirkun-

gen der einzelnen Planfestlegungen vorgenommen. Zudem werden zur Erfassung und Bewertung ku-

mulativer Wirkungen Kumulationsgebiete abgegrenzt. 

 

Zusammenfassendes Ergebnis der Prüfung einzelner Planfestlegungen der Fortschreibung sowie der 

Gesamtplanbetrachtung 

Insgesamt sind für die Neuaufstellung des RROP Landkreis Wesermarsch 46 Planfestlegungen vertieft 

geprüft worden. Im Ergebnis können für alle Gebiete potenziell erhebliche Umweltauswirkungen nicht 

ausgeschlossen werden. Die Anzahl der betroffenen Kriterien variiert. In den einzelnen Prüfbögen so-

wie in einem zusammenfassenden Kapitel werden Vorschläge zur Konfliktlösung (Vermeidung, Ver-

minderung, Kompensation) gegeben. Generell gilt, dass alle betroffenen umweltfachlich bedeutenden 

Flächen im Rahmen der nachgeordneten Planungs- und Zulassungsebenen zu berücksichtigen sind. In 

Fällen, in denen sich eine potenziell erhebliche Betroffenheit ergibt, ist dieser Belang bereits bei der 

Aufstellung des RROP zu berücksichtigen. Unter Umständen lässt sich der Konflikt durch eine Anpas-

sung der Flächenfestlegung oder eine Änderung der raumordnerischen Zielformulierung vermeiden. 

Ist dies nicht der Fall, wurde der Konflikt in die Abwägung eingestellt. 

Bezogen auf die Betrachtung anderweitiger Planungsmöglichkeiten (Alternativen) gilt, dass für das 

RROP bereits im Zuge des Planungsprozesses bzw. der Ermittlung der Lage sowie der Abgrenzung der 

jeweiligen Planfestlegungen neben der Eignung des Raumes für bestimmte Nutzungen auch umwelt-

bezogene Kriterien herangezogen wurden, um nachteilige Umweltauswirkungen möglichst zu vermei-

den. Konkrete, in Frage kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten wurden lediglich für Planfest-

legungen mit voraussichtlich erheblichen negativen Umweltauswirkungen geprüft und innerhalb des 

Prüfbogens dokumentiert. 
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Zur Berücksichtigung der Belange des Netzes Natura 2000 wurden für die potenziell von den Festle-

gungen des RROP Landkreis Wesermarsch betroffenen 7 FFH-Gebiete und 5 Vogelschutzgebiete insge-

samt 28 FFH-Vorprüfungen durchgeführt. Im Ergebnis zeigen sich Konfliktschwerpunkte mit den Erhal-

tungszielen in Bezug auf das FFH-Gebiet DE-2517-331 „Teichfledermaus-Gewässer im Raum Bremer-

haven/ Bremen“ sowie die Vogelschutzgebiete DE-2416-431 “Butjadingen“, DE-2514-431 „Marschen 

am Jadebusen“ und DE-2816-401 „Hunteniederung“. Insbesondere für diese Konfliktschwerpunkte 

verbleiben Beurteilungsunsicherheiten, die im Rahmen der durchgeführten FFH-Verträglichkeitsvor-

prüfungen nicht abschließend aufzulösen waren. In diesen Fällen wird eine FFH-Verträglichkeitsvoll-

prüfung auf Grundlage einer konkretisierten Planung unter bedarfsweiser Einbeziehung von weiteren 

Untersuchungen, ggf. auf der nachgelagerten Planungs- und Zulassungsebene als erforderlich einge-

stuft. 

Die für die Gesamtplanbetrachtung erfolgte Gegenüberstellung von nachteilig und positiv wirkenden 

Planfestlegungen zeigt deutlich, dass der Umfang der Festlegungen mit voraussichtlich überwiegend 

positiven Umweltauswirkungen deutlich größer ist, als der Umfang der Festlegungen mit voraussicht-

lich maßgeblich nachteiligen Umweltauswirkungen. Die Bereiche mit maßgeblich nachteiligen Umwelt-

auswirkungen werden vor allem durch Zentrale Siedlungsgebiete und Bereiche für Rohstoffgewinnung 

und Windenergienutzung gebildet werden. Zu den flächenmäßig umfangreichen Bereichen mit über-

wiegend positiven Umweltauswirkungen gehören insbesondere die Festlegungen zu Natur und Land-

schaft, dem Biotopverbund, der Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung sowie der Erho-

lung. Die Gegenüberstellung der Flächenverhältnisse und insbesondere der große Umfang an Planfest-

legungen mit voraussichtlich überwiegend positiven Umweltauswirkungen unterstreichen, dass der 

Entwurf des RROP die Umweltbelange bewusst berücksichtigt, so dass die negativen Umweltauswir-

kungen des Planentwurfs zumindest begrenzt werden. 

 

5. Einbeziehung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

In Ergänzung zu den bereits im Kapitel 2 

1. Erstes Beteiligungsverfahren vom 23.04.2018 bis zum 16.07.2018 mit nachfolgender Auswer-

tung der eingegangenen Stellungnahmen (hat zu maßgeblich geänderten Entwurfsbestandtei-

len geführt). 

2. Zweites Beteiligungsverfahren vom 27.03.2019 bis zum 13.05.2019. Auswertung der eingegan-

genen Stellungnahmen. 

3. Aufbereitung der Stellungnahmen der beiden Beteiligungsverfahren, thematische Ordnung 

der einzelnen Einwendungen. 

4. Zweitägiger Erörterungstermin (26./27.06.2019), an dem den Trägern öffentlicher Belange, 

den übrigen fachlich berührten Stellen und Verbänden sowie der Öffentlichkeit die Möglich-

keit gegeben wurde, die vorgebrachten Stellungnahmen, sofern sie sich auf wesentliche In-

halte der Planung beziehen, mündlich zu erörtern. 

5. Zur Erstellung der endgültigen Satzung nebst Begründung und Umweltbericht sind die Ergeb-

nisse der Abwägung zu den in beiden Beteiligungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen 

und die im Zuge der Erörterung noch zusätzlich vorgebrachten abwägungsrelevanten Belange 

berücksichtigt. Die vorgetragenen Stellungnahmen und die Art und Weise, wie diese in die Ab-
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wägung und die endgültige Fassung des Regionalen Raumordnungsprogramm 2019 eingeflos-

sen sind, ist in einer synoptischen Übersicht zu den jeweiligen Beteiligungsverfahren doku-

mentiert. 

6. Der fertige Satzungsentwurf nebst Begründung, Umweltbericht sowie der Aufbereitung in den 

Synopsen zu den jeweiligen Beteiligungsverfahren werden den politischen Gremien zugänglich 

gemacht. 

Im Kontext der planerischen Abwägung sind nach dem 1. Beteiligungsverfahren Änderungen in dem 

Satzungsteil zum RROP erfolgt. In diesem Kontext fand ebenfalls eine Anpassung und Ergänzung der 

Begründung und des Umweltberichts statt. 

Zusammenfassend sind im Folgenden die wesentlichen Änderungen aufgelistet: 

1. Raum- und Siedlungsstruktur 

 

 Bereits bauleitplanerisch gesicherte Teilräume, die im direkten Siedlungszusammenhang zum 

zentralen Siedlungsgebiet liegen, sind ebenfalls wie Teilgebiete, für die konkrete Aufstellungs-

beschlüsse für Bauleitplanverfahren vorlagen, dem „Zentralen Siedlungsgebiet“ zugewiesen. 

Betrifft: Mittelzentrum Brake. 

 

 Mitgeteilte Planungsabsichten sowie die vorhandenen Infrastrukturen führten zur Aufnahme 

von weiteren Standorten zur Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten. 

Betrifft: Eckfleth (Stadt Elsfleth), Schwei (Gemeinde Stadland). 

 

 

 Mitgeteilte Entwicklungsabsichten gewerblicher Art führten zur kleinflächigen (< 10 ha) Fest-

legung eines Vorbehaltsgebietes Industrielle Anlagen und Gewerbe. 

Betrifft: Schwei (Gemeinde Stadland) 

 

2. Natur und Landschaft 

 

 Planungsrechtlich gesicherte Kompensationsflächen neu als Vorranggebiet Natur und Land-

schaft festgelegt. 

Betrifft: Oberhammelwarden (Stadt Elsfleth), Ritzenbütteler Sand (Gemeinde Lemwerder) 

 

 Räumliche Konkretisierung der Vorranggebiete Biotopverbund aus dem Landesraumord-

nungsprogramm. 

 

 Aufgrund von Anregungen und Bedenken räumliche Verortung der durch das Landesraumord-

nungsprogramm 2017 geforderten Habitatkorridore als linienförmige Vorbehaltsgebiete Na-

tur und Landschaft auf Grundlage der fachgutachterlichen Aussagen des Landschaftsrahmen-

plans. 
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3. Erholung 

 

 Mitgeteilte Entwicklungsabsichten führten zur Anpassung eines Vorbehaltsgebiet Land-

schafts-bezogene Erholung zu einem Vorranggebiet Landschaftsbezogene Erholung. 

Betrifft: Ritzenbütteler Sand (Gemeinde Lemwerder) 

 

4. Landwirtschaft 

 

 Räumliche Konkretisierung und fachliche Unterscheidung der Vorbehaltsgebiete Landwirt-

schaft auf Grund hohen Ertragspotenzials und Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft auf Grund be-

sonderer Funktionen auf fachgutachterlichen Aussagen des Landwirtschaftlichen Fachbei-

trags. 

 

6. Bodenschutz 

 Räumliche Konkretisierung der Vorranggebiete Torferhaltung aus dem Landesraumordnungs-

programm 2017. 

Betrifft: Gemeinde Berne, Gemeinde Jade. 

 

9. Rohstoffgewinnung 

 

 Mitgeteilte Abbauvorhaben führten zur Aufnahme eines weiteren Vorranggebietes Rohstoff-

gewinnung Klei sowie zur Erweiterung eines bereits im RROP-Entwurf 2018 festgelegten Vor-

ranggebietes. 

Betrifft: Gemeinde Berne, Gemeinde Butjadingen. 

 

13. Energie 

 Aufgrund von Anregungen und Bedenken aus dem 1. Beteiligungsverfahren haben sich ge-

genüber der ursprünglichen zeichnerischen Darstellung Anpassungen der Vorranggebiete 

Windenergienutzung ergeben. 

Betrifft: Stadt Brake, Stadt Elsfleth, Stadt Nordenham, Gemeinde Lemwerder, Gemeinde 

Ovelgönne, Gemeinde Stadland. 

Aufgrund von Anregungen aus dem ersten Beteiligungsverfahren ist die landesplanerisch festgestellte 

Trasse der HGÜ-Trasse „NorGer“ als Vorranggebiet Leitungskorridor festgelegt. 

 

6. Überwachung der Auswirkungen auf die Umwelt 

Gemäß § 8 Abs. 4 ROG sind die erheblichen Auswirkungen der Durchführung bzw. Umsetzung der 

Raumordnungspläne auf die Umwelt zu überwachen und die Maßnahmen dafür im Umweltbericht zu 
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benennen. Zweck der Überwachung ist es unter anderem frühzeitig unvorhergesehene negative Aus-

wirkungen zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. Gemäß § 

8 Abs. 4 ROG obliegt den Regionalplanungsbehörden die Überwachung der erheblichen Auswirkungen 

der Durchführung des Regionalen Raumordnungsprogrammes. 

Das sogenannte Monitoring soll Fehlplanungen korrigieren und zukünftige Raumordnungspro-zesse 

verbessern. Die Überwachung muss sich auf die erheblichen Auswirkungen des Plans auf die Umwelt 

beziehen. Gemäß dem Leitfaden der Europäischen Kommission handelt es sich dabei in der Regel um 

die im Umweltbericht beschriebenen Auswirkungen. Weiterhin wird erläutert, dass unter den zu über-

wachenden unvorhergesehenen, negativen Auswirkungen vornehmlich Unzulänglichkeiten der Prog-

nosen des Umweltberichtes oder ein veränderter Kontext im Vergleich zu dem im Umweltbericht an-

genommenen zu verstehen sind. Um diesen Anforderungen zu entsprechen, werden Indikatoren für 

die Überwachung der Umweltauswirkungen der Durchführung des RROP Landkreis Wesermarsch be-

nannt, welche die im Umweltbericht prognostizierten erheblichen Auswirkungen und ggf. Unzuläng-

lichkeiten der Prognosen erfassen. 

Mit dem Monitoring können zukünftige Veränderungen der Umwelt, sofern sie ihre Ursache in Festle-

gungen des RROP haben, mit den im Umweltbericht prognostizierten Umweltauswirkungen verglichen 

werden. Die in enger Anlehnung an die Methodik der Umweltprüfung durchzuführende Überwachung 

soll positive wie auch negative Umweltauswirkungen erfassen. Im Besonderen werden die wesentli-

chen Wirkfaktoren der Programmfestlegungen und die als Bewertungsmaßstab formulierten Umwelt-

ziele herangezogen. 

Ein RROP hat kaum direkte Auswirkungen auf die Umwelt. Die Umsetzung des RROP erfolgt in der 

Regel durch die kommunale Bauleitplanung oder durch fachgesetzliche Verfahren, also nachgelagerte 

Planungen und Verfahren. Im Sinne einer Abschichtung wird daher empfohlen, ergänzend zu den aus-

gewählten Indikatoren für das RROP, auf den nachfolgenden Planungsebenen ein konkreteres Moni-

toring der Umweltauswirkungen durchzuführen. 

Die Regionalplanung wirkt überörtlich, überfachlich, zusammenfassend und vorsorgend. Daher ist es 

ihre Aufgabe, über das Monitoring von Umweltauswirkungen einzelner konkreter raumbedeutsamer 

Festlegungen hinaus auch kumulative bzw. standortübergreifende Umweltauswirkungen zu berück-

sichtigen. Diese entstehen oft erst durch eine Summe zahlreicher Einzelmaßnahmen bzw. mehrerer 

nachgeordneter Pläne aufgrund von Wechselwirkungen. Dazu zählen die Entwicklung des Flächenver-

brauchs sowie die Zersiedelung (Standortwahl von Siedlungs- und Verkehrsflächen) und Zerschneidung 

(Trassenplanungen) von Flächen. 
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Monitoring- 
indikator 

Umweltziele Betroffene 
Schutzgüter 

Erforderliche Daten Zuständigkeiten 

Flächenver-
brauch 

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden und 
Sicherung der natürlichen Bodenfunktionen (§ 
1 BBodSchG. § 1 BNatSchG, § 2 NWaldLG, § 1 
LBodSchG, § 2 ROG) 

Boden/Fläche, Flora / 
Fauna / Biodiversität, 
Wasser, Landschaft, 
Klima / Luft, Mensch, 
Kultur- / Sachgüter 

Angaben zum Flächen-
verbrauch aus dem Sied-
lungsflächenmonitoring 
(LBEG) 

Landkreis Wesermarsch 

Auswirkungen 
durch Lärm auf 
den Menschen 
und die mensch-
liche Gesundheit 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
auf den Menschen durch Lärm, (Umgebungs-
lärmrichtlinie 2002/49/EG, § 47 a-f BImSchG, § 
2 ROG, §§ 1, 48 BImSchG, 16., 18., 26. und 39. 
BImSchV, TA Lärm) 
Sicherung und Entwicklung des Erholungswer-
tes von Natur und Landschaft (§ 1 BNatSchG, § 
1 NWaldLG) 
Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
der Landschaft sowie des Er-holungswertes (§ 
1 BNatSchG, § 2 ROG) 

Menschen / menschliche 
Gesundheit, Flora / Fauna / 
Biodiversität, Landschaft 

Lärmbelastungen auf der 
Grundlage der Lärmkar-
tierung nach EG-Umge-
bungslärm-richtlinie 
www.umwelt.nieder-
sachsen.de 

Städte, Landkreise, Gemein-
den / Nds. Ministerium für 
Umwelt, Energie, Bauen und 
Klimaschutz 

Auswirkungen 
durch Barrieren / 
Verdrängung, Kol-
lision, Lärm, visu-
elle Wirkungen 
auf Arten 

Schutz wildlebender Tiere, Pflanzen, ihrer Le-
bensstätten und Lebensräume, der bio-logi-
schen Vielfalt (FFH-Richtlinie 92/43/EWG, Vo-
gelschutzrichtlinie 79/409/EWG, Nationale 
Strategie zur bio-logischen Vielfalt, §§ 1, 23, 
30, 32, 33, 44 BNatSchG, § 8 NWaldLG, § 2 
ROG) 

Flora / Fauna / Bio-diversi-
tät 

Angaben zum Erhaltungs-
zustand der FFH-Arten in 
den biogeographischen 
Regionen (atlantisch / 
kontinental). sowie Anga-
ben zum Zu-stand der Po-
pulation der Arten aus 
dem FFH-Arten- 
monitoring (NLWKN) 

NWLKN 

Angaben zum Bestand-
strend der besonders ar-
tenschutzrelevanten Vo-
gelarten (Anzahl Brutre-
viere) aus dem Monito-

Landkreis Wesermarsch 
NLWKN 
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ring ‚EU-Vogelarten 
(NLWKN) 

Auswirkungen auf 
das Grundwasser 
sowie Oberflä-
chengewässer 

Schutz der Gewässer vor Schadstoffeinträgen 
(Kommunale Abwasserrichtlinie 91/271/EWG 
sowie Richtlinie über die Qualität von Wasser 
für den menschlichen Gebrauch 98/83/EG, § 
27 WHG) 
Erreichen eines guten mengenmäßigen und 
chemischen Zustands des Grundwassers (§ 47 
WHG, Art. 4 WRRL) 
Erreichen eines guten ökologischen Zu-stands 
/ Potenzials und eines guten chemischen Zu-
stands der Oberflächengewässer (§ 29 WHG, 
Art. 4 WRRL); 
Sicherung sämtlicher Gewässer als Bestandteil 
des Naturhaushaltes und als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen (§ 6 WHG, NWG, § 1 
BNatSchG, § 2 ROG 

Grundwasser / Oberflä-
chengewässer, Flora / 
Fauna / Biodiversität 

Angaben zur Qualität der 
Oberflächengewässer so-
wie des Grundwassers 
aus dem Monitoring Eu-
ropäische Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) so-
wie dem chemischen und 
biologischen Monitoring 
der Oberflächengewässer 
in Niedersachsen zur Um-
setzung der WRRL 
(NLWKN) 

NLWKN 

Auswirkungen 
durch visuelle Be-
einträchtigungen 

Bewahrung von historisch gewachsenen Kul-
turlandschaften vor Verunstaltung, Zersiede-
lung und sonstigen Beeinträchtigungen; 
Schutz von Denkmälern (§ 1 BNatSchG, § 2 
ROG, § 1 DSchG) 
Bewahrung von Naturlandschaften vor Verun-
staltung, Zersiedelung und sonstigen Beein-
trächtigungen (§ 1 BNatSchG, § 2 ROG) 
Sicherung und Entwicklung des Erholungs-
wertes von Natur und Landschaft (§ 1 
BNatSchG, § 8 NWaldLG) 

Mensch, Kultur- und Sach-
güter, Landschaft 

Angaben zur Qualität der 
regional bedeutsamen 
Kulturlandschaftsberei-
che sowie der Erreichung 
der jeweiligen Ziele auf 
der Basis der Fortschrei-
bung des Fachbeiträge 
Kulturlandschaft 

NLD 

 


